
 

 

 Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 
 

Die Firma SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG, Bürgermeister-Grünzweig-Straße 1, 67059 

Ludwigshafen, hat den Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Änderungs-

genehmigung für ihr Werk in 68526 Ladenburg, Am Hafen 20, Flst.-Nr. 3195/2, Gemar-

kung Ilvesheim, gestellt.  

Gegenstand des Antrags ist die Modernisierung der Produktion insbesondere durch den 

Austausch der bisherigen Glasschmelzwannen gegen einen neuen, technologisch fortge-

schrittenen Ofen mit einer Schmelzleistung von insgesamt max. 400 t/d, durch den Aus-

tausch der bisherigen Fasererzeugung inkl. Aushärtung gegen eine neue Zerfaserungsan-

lage inkl. Härteofen, durch Errichtung und Betrieb einer regenerativ-thermischen Oxidati-

onsanlage zur Abluftreinigung sowie durch Errichtung und Betrieb größerer Sauerstofftanks. 

Zusätzlich ist im Rahmen der Modernisierung die Installation eines neuen Kamins vorgese-

hen, der den aktuellen Umweltstandards entspricht. Die Betriebszeiten der Anlage sind vor-

gesehen von Montag bis Sonntag von 0-24 Uhr. Die Inbetriebnahme der Anlage soll nach 

Erteilung der Genehmigung erfolgen. 

 

Das Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach den §§ 4, 6, 

10 und 16 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 

und 2 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und der Num-

mer 2.11.1 (i.V.m. Nr. 5.2.1) des Anhangs 1 der 4. BImSchV (Verfahrensart G, Anlage ge-

mäß Artikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU). 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe führt als zuständige Genehmigungsbehörde ein förm-

liches Genehmigungsverfahren nach §§ 10, 16 Abs. 1 BImSchG durch. Die Öffentlichkeit 

ist nach Maßgabe des § 10 Abs. 3, 4, 6 bis 8a BImSchG sowie der §§ 8 – 10 und 12 der 

9. BImSchV zu beteiligen. 

Das Vorhaben wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Antrag und die Antragsunterla-

gen bestehen aus dem Antrag und der Beschreibung der Anlage und des Standorts, dem 

Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns, Angaben und Gutachten zu Emissionen 

und Immissionen (Luftschadstoffe, Lärm), Angaben zu Abwasser, zum Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen und zu Abfall, Erläuterungen zum Arbeitsschutz, Brandschutz 

und zur Betriebssicherheit, dem Ausgangszustandsbericht, Angaben zur UVP-Vorprüfung, 

zur Störfallrelevanz und zu den Maßnahmen nach Betriebseinstellung. 

Für das Vorhaben entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen wurden neben 

den Antragsunterlagen bis zum Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung vom Rhein-

Neckar-Kreis (Baurechtliche Stellungnahme, Auflagen des vorbeugenden Brandschutzes) 

vorgelegt.  

Diese Unterlagen werden 

 

 von Dienstag, 25.02.2025 bis einschließlich Montag, 24.03.2025  

 

unter http://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/service/bekanntmachung/seiten/bekanntma-

chungen-bereich-umwelt-rhein-neckar-kreis#card-142837 zugänglich gemacht, auch er-

reichbar auf der Homepage des Regierungspräsidiums Karlsruhe www.rp-karlsruhe.de 

über die Menüpunkte Service > Bekanntmachungen > Bekanntmachungen aus dem Be-

reich Umwelt > Landkreis Rhein-Neckar-Kreis > SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG > Vor-

haben: Modernisierung der Produktion. 
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Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 

zur Verfügung gestellt. 

 

Einwendungen gegen das Vorhaben können innerhalb der Auslegungsfrist und bis zu ei-

nem Monat danach, also vom 25.02.2025 bis einschließlich 24.04.2025 beim Regie-

rungspräsidium Karlsruhe, Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe (Postanschrift: Regierungs-

präsidium Karlsruhe, Referat 54.2, 76247 Karlsruhe) schriftlich (mit Unterschrift) oder 

elektronisch (E-Mail-Postfach: Industriereferate@rpk.bwl.de) erhoben werden. Wir bitten, 

in jedem Fall den Namen und die vollständige Adresse des Einwenders anzugeben. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dieser Ein-

wendungsausschluss gilt nicht für ein sich anschließendes Klageverfahren. 

Weitere Informationen, die für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens von 

Bedeutung sein können und die der zuständigen Behörde erst nach Beginn der Auslegung 

vorliegen, werden der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen über den Zugang zu Umwel-

tinformationen zugänglich gemacht. 

Gleichförmige Eingaben (mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten oder in Form ver-

vielfältigter gleichlautender Texte) werden nach §§ 17, 18 und 19 des Landesverwaltungs-

verfahrensgesetzes behandelt. Danach ist bei solchen Eingaben erforderlich, dass auf je-

der mit mindestens einer Unterschrift versehenen Seite derjenige Unterzeichner, der die 

übrigen vertreten soll, mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter 

bezeichnet ist. Gleichförmige Eingaben, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, kön-

nen unberücksichtigt bleiben. Das gilt bei gleichförmigen Einwendungen auch insoweit, als 

Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben. 

Die Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich 

berührt ist, bekannt gegeben. Name und Anschrift des Einwenders werden vor der Be-

kanntgabe unkenntlich gemacht, sofern dies ausdrücklich verlangt wird und diese Anga-

ben zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich 

sind. 

Sofern Einwendungen erhoben werden, können diese am Donnerstag, dem 15.05.2025,  

ab 10.00 Uhr im Domhofsaal, Hauptstraße 9 in 68526 Ladenburg, öffentlich erörtert 

werden. Der Erörterungstermin kann auch in Form einer Onlinekonsultation oder durch 

eine Video- oder Telefonkonferenz erfolgen. Ob der Erörterungstermin durchgeführt wird 

und in welcher Form der Erörterungstermin gegebenenfalls durchgeführt wird, entscheidet 

das Regierungspräsidium Karlsruhe nach dem Ablauf der Einwendungsfrist nach pflichtge-

mäßem Ermessen.  

Diese Entscheidung wird auf der Homepage des Regierungspräsidiums unter  

www.rp-karlsruhe.de (s.o.) bekannt gegeben. In dieser Entscheidung wird auch bekannt 

gegeben, innerhalb welcher Frist bei einer Onlinekonsultation der Antragsteller und dieje-

nigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit haben, sich schriftlich oder elektro-

nisch zu äußern. Erfolgt der Erörterungstermin durch eine Videokonferenz, wird der Zeit-

punkt des Beginns ebenfalls in dieser Entscheidung bekannt gegeben. Form- und fristge-

recht erhobene Einwendungen werden auch bei Ausbleiben der Antragsteller oder von 

Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. 

Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich bekannt gemacht.  
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Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Personen, die Einwendungen erho-

ben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Zusätzlich wird der Inhalt der Entscheidung auf der Homepage des Regierungspräsidiums 

unter www.rp-karlsruhe.de (s.o.) zugänglich gemacht. 

 

Zur Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere deren Weitergabe an den Vor-

habenträger im Rahmen des Verfahrens, wird auf die Datenschutzerklärung verwiesen. 

Diese kann auf der Internetseite https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerun-

gen-der-regierungspraesidien-b-w/ unter dem Stichwort „51-04: Umweltrechtliche Anzeige-

, Genehmigungs-, Zulassungs-, Erlaubnis-, Bewilligungs-, Planfeststellungs- und Plange-

nehmigungsverfahren“ abgerufen werden. Auf Wunsch werden diese Informationen vom 

Regierungspräsidium Karlsruhe in Papierform versandt. 

 

Karlsruhe, den 11.02.2025  Regierungspräsidium Karlsruhe 
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